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Eckpunktepapier zur Einführung der inklusiven Beschulung in Hannover 
(überarbeite Fassung des „Aktionsbündnis Inklusive Schulen in Hannover“  *siehe letzte Seite) 

 
Auf der Grundlage der UN-Behindertenrechtskonvention - danach haben Kinder mit Behinderung 
unabhängig von ihren Fähigkeiten ein Recht auf gemeinsame wohnortnahe Beschulung an 
allgemeinbildenden Schulen -  und in der Erwartung, dass das Land Niedersachsen die Voraussetzungen 
zur bestmöglichen Förderung aller Schülerinnen und Schüler schafft, werden die Schulträger 
Landeshauptstadt Hannover und Region Hannover die hannoverschen Schulen bei der Fortentwicklung der 
vielfältigen positiven Ansätze hin zu einer inklusiven Schullandschaft aktiv unterstützen.  
Neben der Schaffung gesetzlicher Voraussetzungen und der Bereitstellung von Ressourcen durch das 
Land Niedersachsen ist auch eine an die Anforderungen der Inklusion angepasste Gesetzgebung des 
Bundes, z.B. im Bereich der Sozialgesetzgebung, erforderlich.  
 
1. Grundsätze 

 Inklusion ist ein gemeinsamer Auftrag aller Schulen zur Qualitätsentwicklung.  
 Grundschulen, Haupt- und Realschulen, Oberschulen, Gesamtschulen, Gymnasien und 

Berufsbildende Schulen erziehen, unterrichten und fördern grundsätzlich alle Kinder und 
Jugendlichen.  

 An allen Schulen unterrichten Regelschullehrer/innen und Förderschullehrer/innen gemeinsam. 
Außerdem werden bei Bedarf andere Unterstützungssysteme (Schulbegleitung, Schrift oder 
Sprachdolmetscher/innen, therapeutische Unterstützung, pflegerische Maßnahmen etc.) 
einbezogen. 

 Die Gesamtverantwortung für alle Schülerinnen und Schüler liegt bei den Schulen, die diese 
besuchen. Vor der Einschulung in die Grundschule ist die jeweilige Schule im Einzugsbereich 
zuständig.  

 In alle die schulische Bildung betreffenden Entscheidungen werden Eltern und Schülerinnen und 
Schüler miteinbezogen sowie beraten und begleitet. 

 Alle Schulen sind gebundene Ganztagsschulen, im Grundschulbereich mit Hortstandards im 
Nachmittagsbetrieb.  

 Alle Grundschulen haben eine offene Eingangsstufe.  
 
2. Vorbereitung, Begleitung und Qualifizierung von Schulpersonal  

Eine Fortbildung der pädagogisch Handelnden der Grundschulen, der weiterführenden Schulen und der 
Förderschulen für den gemeinsamen Unterricht wird als unerlässlich eingeschätzt. Besonderer 
Schwerpunkt liegt hierbei auf den Themen zieldifferenter Unterricht und Teamarbeit. Diese Fortbildung 
muss vor Beginn1 des gemeinsamen Unterrichts einsetzen und danach als Begleitfortbildung in Verbindung 
mit Supervisionsangeboten fortgeführt werden. 

  Land                                                   Fortbildung                               Stadt und Region  
 Vorbereitend:  

- Hospitation in der jeweils anderen 
Schulform  

- Veränderung der Lehrer-Professionalität 

- Veränderung der Unterrichtsstruktur  
 Begleitend:  

-   verbindlich strukturierte Fortbildungen 

 Elternbildung und -unterstützung 
- durch Peer-Beratung (Eltern beraten Eltern) 
- in Form von unabhängiger Beratung (Vorgabe 

der UN-Konvention) 
Schaffung von Peer-Beratung für Schülerinnen 
und Schüler  

 Vorbereitung der Schulverwaltungskräfte und der 
Mitarbeiter der Eingliederungshilfe auf die 
Anforderungen der Inklusion  

                                                            

1 Noch nicht erfolgte Fortbildung darf aber kein Grund für eine Ablehnung der Aufnahme von Kindern mit sonderpädagogischem 
Förderbedarf sein. Als Fortbildungsmaßnahme kann zunächst auch der Austausch mit integrationserfahrenen Schulen dienen. 
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- Ermöglichung von Kompetenztransfer aus 
integrationserfahrenen Schulen durch 
Bereitstellung von Stundenressourcen  

- Veränderung der Lehrerausbildung 

- Supervisionsangebote 

 Bewusstseinsbildung zum Thema Inklusion durch 
Aufklärung und Öffentlichkeitsarbeit (z.B. bereits in 
der frühkindlichen Bildung) 

 
3. Erfordernisse und Rahmenbedingungen  

Für die Entwicklung einer inklusiven Schullandschaft müssen spezifische Erfordernisse und Bedingungen 
für die unterschiedlichen Förderschwerpunkte an allen allgemeinbildenden Schulen bereitgestellt werden. 
Stadt und Region Hannover fordern die Landesregierung Niedersachsens auf, unverzüglich die 
notwendigen gesetzlichen Rahmenbedingungen dafür zu schaffen. Stadt und Region Hannover als 
Schulträger stellen ihrerseits die Ressourcen aus dem kommunalen Verantwortungsbereich zur Verfügung. 
 

 Land                                                Personelle Ressourcen                        Stadt und Region 
 Anstelle von sonderpädagogischen 

Fördergutachten wird für JEDES Kind ein 
individueller Förderplan erstellt  

 Inklusion erfordert eine Klassenfrequenz von 20-
22 Sch.   

 Zuweisung einer angemessenen Zahl von 
Förderstunden an alle Schulen  

 Zuweisung von pädagogischen MitarbeiterInnen 
mindestens in der Stundenzahl, wie sie bisher in 
Förderschulen zur Verfügung standen 

 Schaffung von Schulsozialarbeiterstellen an allen 
Schulen  

 Schulpsychologie für konkrete Arbeit mit 
Schülerinnen und Schülern  

 
Primarbereich 

 2+X FöL-Std. bei sonderpäd. Grundversorgung für 
Lernen und Sprache 2 

 6 FöL-Std. bei SchülerInnen  der anderen 
Förderschwerpunkte und Doppelzählung bei der 
Klassenbildung 3 

 
Sekundarbereich 

 Alle Schulen mit Inklusionskonzept können die 
Zuweisung verlässlicher FöL-Stunden ohne 
schülerbezogene Berechnung beantragen.  

 In der Übergangszeit zur vollständigen Inklusion 
werden auf Grundlage eines individuellen 
Förderplans der Schule nach Integrations-Konzept 
pro SchülerIn 6 FöL-Std. zugewiesen und eine 
Doppelzählung bei der Klassenbildung zugebilligt 

 Unterstützung der Forderung des deutschen 
Städtetages zur Anpassung der einschlägigen 
Gesetzgebung an die Erfordernisse der Inklusion  

 Vorhalten einer, über den aktuellen Bedarf 
hinausgehenden Zahl von Schulbegleitern und 
Einzelfallhelfern  

 Ergänzende Bereitstellung und bedarfsorientierte 
Zuweisung von Sozialarbeiterstellen an die 
einzelnen Schulen  
 

                                                            

2 Bei in den individuellen Förderplänen festgestelltem  Förderbedarf im Bereich Lernen oder Sprache müssen zusätzlich 
kindbezogene Stundenressourcen zur Verfügung gestellt werden. Die 2 Stunden Grundversorgung sind nur für Prävention, 
Diagnostik und Beratung ausreichend. 
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 Land                                 Räumliche und sächliche Ressourcen            Stadt und Region 
 Beteiligung an den Kosten für ein „inklusives“ und 

ganztagsspezifisches Raumkonzept  
(Konnexitätsprinzip) 
 

 Beteiligung an den Kosten für notwendige 
Veränderungen  
(Konnexitätsprinzip)  

 

 „Inklusives“ Raumkonzept mit Räumen für „Insel“-
Betreuung, selbständiges Arbeiten, äußere 
Differenzierung, Psychomotorik- und 
Beratungsräume  

 Ganztagsspezifisches Raumkonzept  
 Schrittweise Umsetzung von Barrierefreiheit4 an den 

Schulen  
 Behindertentoiletten und Pflegeräume an allen 

Schulstandorten, beginnend mit den Schulen, die 
Eltern für ihre Kinder mit Behinderung wählen 

 Bereitstellung von spezifischen Förder- und 
Hilfsmitteln für besondere Förderschwerpunkte an 
den von Eltern gewählten Schulstandorten  

 

 Land                                             Strukturelle Ressourcen                       Stadt und Region  
 

 Alle Schulen werden gebundene Ganztagsschulen 
 Alle Grundschulen bekommen eine offene 

Eingangsstufe  
 

 
 KSD und Team Sozialmedizin und 

Behindertenberatung bieten verlässlich 
Sprechzeiten in den Schulen an  

 Weiterentwicklung von ausgewählten Schulen zu 
Familienberatungszentren  

 

4. Aufgaben der Schulen und des Schulpersonals 

4.1  Aufgaben der Schulen 

Die Schulen klären Eltern über die bereits vorhandenen Ressourcen und Konzepte zur gemeinsamen 
Beschulung auf und beraten Eltern. Bei Anmeldung eines Kindes mit Behinderung oder bei Eintreten eines 
erhöhten Förderbedarfs leiten sie umgehend die Schritte ein, um die notwendigen Ressourcen 
bereitzustellen. Die an allen Schulen vorhandenen Sozialpädagogen/innen beraten Eltern, welche Anträge 
sie stellen müssen und unterstützen bei der Antragstellung. 

4.2 Aufgaben der Förderschullehrerinnen und -lehrer 

Förderschullehrerinnen und -lehrer unterstützen die Vorbereitung künftig inklusiv arbeitender Schulen. An 
inklusiv arbeitenden Schulen gehören sie zum Team der Schule5. Sie wirken in inklusiv arbeitenden 
Schulen vom Vorschulbereich bis zum Übergang in die Berufswelt mit in den Bereichen  
 Diagnostik und Förderplanung  
 Förderung/Unterricht  
 Beratung, Fortbildung, Kompetenzerhaltung  

                                                                                                                                                                                                                      

3 Grundsätzlich ist eine individuelle am Kind bemessene Bedarfsfeststellung  im Sinne der angemessenen Vorkehrungen nach 
UN‐Konvention erforderlich. 

4 Barrierefreiheit bezogen auf alle Behinderungsformen 

5 Mit der Zugehörigkeit von FörderschullehrerInnen zum Kollegium von allgemeinbildenden Schulen gibt es seit 25 Jahren 
Erfahrung im Main‐Taunus Kreis in Hessen. Bis vor 5 Jahren gab es diese Zuordnung auch an den Integrierten Gesamtschulen in 
Hannover. Dies sollte wieder angestrebt werden. 
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Die Förderschullehrkräfte arbeiten dabei mit den Regelschullehrkräften und den Eltern eng zusammen. 
Die kindbezogenen Förderschullehrerstunden dürfen nicht zu Vertretungszwecken in den allgemeinen 
Stundenpool einfließen. Kollegialer Austausch soll sowohl schulintern als auch schulübergreifend 
stattfinden. 
 
4.3 Aufgaben der Kompetenzzentren6 

In den Kompetenzzentren arbeitet ein Team von Fachleuten für sonderpädagogische Förderung. Sie 
unterstützen bei weitergehender Diagnostik und Förderplanung und beraten alle Beteiligten bei 
Schwierigkeiten. Außerdem bieten sie für die MitarbeiterInnen mit sonderpädagogischer Qualifikation einen 
Ort der kollegialen Zusammenarbeit, des fachlichen Austausches und der Fortbildung für alle.  
 
 
5. Entwicklungsschritte  
 
Alle Schritte sind darauf ausgerichtet, der Inklusion als einem gemeinsamen Entwicklungsauftrag aller 
Schulen zu dienen.  
 
Die Entwicklungsschritte gehen von der aktuellen Situation integrativer Beschulung in Hannover aus. Diese 
Schritte dienen dem Ziel, dass die allgemein bildenden Schulen grundsätzlich alle Schülerinnen und 
Schüler unterrichten und fördern. Sie werden jährlich überprüft und evtl. angepasst. Ein dafür geeignetes 
Gremium ist noch zu schaffen.  
 
Für das Gebiet der Landeshauptstadt Hannover wird für den Primarbereich ein inklusives Konzept 
entwickelt, das in städtischen Regionen den spezifischen Gegebenheiten entsprechend umgesetzt wird.  
Für jede städtische Region ist ein Kompetenzzentrum zuständig. In diesen Regionen werden der Bedarf in 
den Schulen erhoben und die notwendigen Ressourcen bereitgestellt und koordiniert.  
 
Vom Schuljahr 2012/13 an  werden Schülerinnen und Schüler mit dem Förderschwerpunkt Lernen und 
Sprache  grundsätzlich in die ersten Klassen der Grundschulen aufgenommen und bis zum Ende der 4. 
Klasse in Grundschulen beschult. Ziel ist es, alle Schülerinnen und Schüler im Primarbereich möglichst in 
Grundschulen zu unterrichten und zu fördern. 
 
Im Primarbereich bestehende integrative Ansätze wie Integrationsklassen und Kooperationsklassen7  
werden für den Förderschwerpunkt Geistige Entwicklung sowie die Mobilen Dienste für die 
Förderschwerpunkte Emotionale und soziale Entwicklung, Hören, Sehen, Körperliche und motorische 
Entwicklung sowie Sprache zu inklusiven Klassen weiter entwickelt.  
 
Im Sekundarbereich werden bestehende Integrationskonzepte8 zur inklusiven Beschulung weiterentwickelt.  
 

                                                            

6 Hier wurde bewusst ein neuer Begriff gewählt, um zu verdeutlichen, dass es nicht um die Fortführung von „Restförderschulen“ 
als „Förderzentrum“ geht, sondern um eine neue Institution zur Unterstützung der inklusiven Arbeit in den allgemeinbildenden 
Schulen. 

7 Laut Monitoringstelle zur UN‐Konvention sind Kooperationsklassen keine inklusiven Bildungsangebote. Sie können nur für den 
Übergang genutzt werden, um gemeinsamen Unterricht weiter zu entwickeln.  

8 Die IGS Stöcken und die IGS Linden haben weitreichende Integrationskonzepte mit Zielrichtung Inklusion vorgelegt, die ihnen 
trotz rechtzeitiger Beantragung, Erfüllung aller Voraussetzungen und mündlicher Zusage von der Landesschulbehörde und dem 
Kultusministerium nicht genehmigt wurden. 
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Für die Bereiche Emotionale und soziale Entwicklung, Hören, Sehen, Körperliche und motorische 
Entwicklung und Geistige Entwicklung gibt es vorübergehend stadtregionsübergreifende Förderschulen. 
Diese Förderschulen unterstützen alle anderen Schulen bei der Weiterentwicklung zu inklusiven Schulen.  
Sie entwickeln sich sukzessive zu Kompetenzzentren für die jeweiligen Förderschwerpunkte. 
 
Die Leistungen der Mobilen Dienste werden in der Übergangsphase weiterhin zur Verfügung gestellt bis 
alle Förderschulen durch Kompetenzzentren abgelöst worden sind und die diese Aufgaben übernehmen 
können. 
  
6. Möglicher Zeitplan  

Ab 01.08.2011 

 Start der Vorbereitung für inklusive Beschulung an allen Schulen (z.B. Schulentwicklung, 
Lehrerfortbildung in Richtung Inklusion)  

 Befragung der Eltern von Kindern mit Behinderungen, welchen Schulstandort sie nach der 
Grundschule wählen werden. 

 Die Regionalkonzepte Nord-West und Süd-West setzen ihre Arbeit fort und passen ihre Konzepte 
den Zielen und Erfordernissen inklusiver Beschulung an.  

 Die Schulen, die ein Integrationskonzept zur Genehmigung eingereicht haben, setzen dieses um 
und entwickeln es zur inklusiven Schule weiter. 

 Die künftigen Kompetenzzentren erarbeiten ein Konzept in ihrem Förderschwerpunkt.  
 
01.02.2012   

 Festlegung der städtischen Regionen  
 Anmeldung aller Kinder in der zuständigen Grundschule ihres Wohnortes 

 
30.06.2012  

 Die Schulen bereiten sich auf ihre künftigen SchülerInnen vor. 
 
01.08.2012    

 Gemeinsame Beschulung von allen Kindern unabhängig vom sonderpädagogischen Förderbedarf 
an allgemeinbildenden Schulen für Kinder, deren Eltern dies wünschen (voraussichtliche Regelung 
nach dem geplanten neuen Schulgesetz) 

 Beginn der Evaluation 
 

1.8.2014 

 Die Kompetenzzentren beginnen ihre Arbeit. 
 
01.08.2016   

 Vorlegen der Zwischenergebnisse der Evaluation des bisherigen Umwandlungsprozesses  
 Kein neuer Start von Kooperationsklassen: Hierfür müssen bis 2016 inklusive Möglichkeiten 

geschaffen werden. 
 Keine Neuaufnahmen von Schülerinnen und Schülern in separierende Systeme. 

 
* Das „Aktionsbündnis Inklusive Schulen in Hannover“ ist ein Zusammenschluss der folgenden Vereine, Verbände und Institutionen zur 
Überarbeitung des Eckpunktepapiers und zur Verbreitung und Vertretung seiner Leitlinien: 
Stadtelternrat Hannover 
Bezirksfachgruppe Förderschulen der GEW‐Kreisverbände Hannover Stadt und Hannover Region 
Förderverein Eine Schule für Alle! in Hannover e.V. 
Mittendrin Hannover e.V. 
Selbstbestimmt Leben Hannover e.V. 
Annastift Leben und Lernen gGmbH 
Downsyndrom Hannover e.V. 
Bereich Selbsthilfe Körperbehinderter Hannover e.V.  


